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1
Integrationstheorie

In der Migrationspolitik hat sich in den
letzten Jahren Grundlegendes verändert.
Zunehmend wird erkannt, dass Deutsch-
land zum Einwanderungsland geworden ist
und zukünftig verstärkt auf Zuwanderung
angewiesen sein wird.1 Zentrale Zielset-
zung der Vorschläge der Unabhängigen
Kommission „Zuwanderung“ und des Zu-
wanderungsgesetzes der Bundesregierung
ist es, Zuwanderung und Integration in ein
Gesamtkonzept einzubetten. Im Zentrum
der Zuwanderungsdiskussion stehen auch
die Integrationssituation der bisherigen
Zuwanderer in die Bundesrepublik und die
Möglichkeiten ihrer Verbesserung.2

Die Analyse von Integrationsprozessen
von Migranten ist mit unterschiedlichen
Ebenen des sozialen Wandels konfrontiert.
In den Herkunfts- und Aufnahmegesell-
schaften findet ein kontinuierlicher sozia-
ler Wandel statt. Insbesondere in den mo-
dernen Dienstleistungsgesellschaften hat
sich der Veränderungsdruck in jüngerer
Zeit beschleunigt. Zwischen Wanderungs-
und Folgegenerationen verändert sich die
soziale Integration. Nach der traditionellen
Auffassung der Migrationsforschung er-
höht sich der Integrationsgrad im Lauf der
Generationenabfolge.3 Und schließlich so-
zialisieren sich die Zuwanderer im Lebens-
verlauf mehr oder weniger stark in der Auf-
nahmegesellschaft. Für die Gestaltung ei-
ner nachhaltigen Integrationspolitik in
einer wettbewerbsbestimmten Arbeits-
gesellschaft sind primär Fragen der Sozial-
integration relevant. Die wichtigsten For-
men der gesellschaftlichen Integration sind

ne Personen in der Aufnahmegesellschaft
verstanden. Ihre wichtigsten Formen sind
die Verleihung von Rechten, z. B. das Staats-
angehörigkeitsrecht, das Durchlaufen be-
stimmter Bildungskarrieren und die Über-
nahme beruflicher Positionen. Die erfolg-
reiche Platzierung ist dabei auch eine Folge
einzelner Entscheidungen von Lehrern, die
eine Schule empfehlen oder von Arbeit-
gebern, die einen Bewerber einstellen. Die
wichtigsten Gründe für diese Entscheidung
sind instrumentelle Vorteile der Nachfra-
ger, die sie von der Platzierung erwarten,
z.B. eine hohe Produktivität des Bewerbers.
Daraus ergibt sich eine hohe Bedeutung
der sozialen Akzeptanz für die Sozialinteg-
ration durch Platzierung: Vorurteile und
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In diesem Beitrag soll der Integrationsprozess von Zuwanderern in die Aufnahmegesellschaft zunächst in seinen theoretischen
Dimensionen verdeutlicht werden. Von entscheidender Bedeutung für eine erfolgreiche Integration ist dabei der Zugang zu Bildung,
der wiederum die Chancen am Arbeitsmarkt bestimmt. Im empirischen Teil werden die bisherigen Befunde zur Bildungs- und
Arbeitsmarktintegration von nichtdeutschen Zuwanderern skizziert. Für die Zuwanderungspolitik ist eine wichtige Frage, ob Aus-
länder am deutschen Arbeitsmarkt diskriminiert werden. Integrationspolitische Zielsetzung und Handlungsvorschläge der Zuwande-
rungskommission werden erläutert. Schließlich sind die Herausforderungen an die Migrationsforschung zu benennen.

die Kulturation, die Platzierung, die Inter-
aktion und die Identifikation (Esser 2001).

1.1 KULTURATION

Die Kulturation ist ein Prozess, in dessen
Verlauf sich die Zuwanderer das für ver-
ständiges und erfolgreiches Handeln nöti-
ge Wissen aneignen und bestimmte Kom-
petenzen erwerben. Dafür ist die Kenntnis
der wichtigsten Regeln typischer Alltags-
situationen und das Beherrschen kulturel-
ler Fertigkeiten, insbesondere der Sprache,
notwendig. Die Kulturation ist Teil der So-
zialisation des Menschen; sie ist ein Spe-
zialfall des Lernens und in besonderem
Maß von den Gelegenheitsstrukturen ab-
hängig. Das gilt vor allem für die sprach-
liche Kulturation. Sie kann nur erwartet
werden, wenn es regelmäßige und frühzei-
tige Gelegenheiten gibt, sich mit seiner
sprachlichen Umwelt auseinander zu set-
zen. Daraus leitet sich die Notwendigkeit
möglichst frühzeitiger Sprachförderung in
Vorschule, Schule und im Erwachsenenal-
ter ab. Das Erlernen von Sprache ist dann
ein Nebeneffekt zwischenethnischer sozia-
ler Kontakte. Spracherwerb und Aneig-
nung kultureller Fertigkeiten stellen für
den Zuwanderer Investitionen dar. Für ers-
teres ist insbesondere das Einreisealter von
Bedeutung. Als Anreiz für nachhaltige In-
tegrationsleistungen ist die Dauer des Auf-
enthalts relevant. Häufig wird von Migran-
ten gerade soviel kulturell investiert, wie
für den spezifischen Aufenthaltszweck er-
forderlich ist.

1.2 PLATZIERUNG

Unter Platzierung wird die Besetzung von
gesellschaftlichen Positionen durch einzel-

1 Siehe den Abschlussbericht der Unabhängigen
Kommission „Zuwanderung“ 2001 sowie Bogai
2001.

2 Die Integration von Spätaussiedlern wird in diesem
Beitrag nicht behandelt. Trotz schwieriger statis-
tischer Erfassung ist davon auszugehen, dass
Aussiedler der jüngeren Zuwanderungskohorten
ähnliche Eingliederungsprobleme aufweisen wie
große Teile der Migranten nichtdeutscher Her-
kunft.

3 Die Gegenthese zur stetigen intergenerativen Ver-
besserung der Integration ist die Annahme, dass es
in der dritten Generation zur Rückbesinnung auf
die kulturellen Traditionen der Herkunftsgesell-
schaft (der Großeltern) kommen kann.
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Diskriminierungen sind eine Barriere für
die erfolgreiche Platzierung der Bewerber.

1.3 INTERAKTION

Eine wichtige Voraussetzung für die Auf-
nahme von Interaktionen im alltäglichen
Bereich sind die objektiv gegebenen Gele-
genheiten des Zusammentreffens. Wegen
der sich selbst verstärkenden Beziehungen
zwischen Kulturation, Interaktion und
Platzierung, z. B. in bestimmten Schulklas-
sen und/oder Stadtvierteln, kann es zu Spi-
ralen der sozialen Segmentation und der
Entwicklung ethnischer Gemeinden kom-
men, in denen sich das gesamte soziale
Leben abspielt (Häußermann 2001). Für
erfolgreiche Integrationsprozesse ist Inter-
aktion daher ebenso wichtig wie Platzie-
rung und Kulturation.

1.4 IDENTIFIKATION

Die vierte Dimension sozialer Integration
ist Identifikation. Unter Identifikation wird
die gedankliche und emotionale Beziehung
zwischen einzelnen Personen und dem so-
zialen System als Ganzem verstanden. Die
Akteure orientieren sich an gemeinsamen
Werten und Grundüberzeugungen und
identifizieren sich emotional mit dem Kol-
lektiv. Die Identifikation kann gewisser-
maßen als letzter Schritt nach erfolgreicher
sprachlicher und sozialer Integration in das
Aufnahmeland erfolgen; sie hängt insbe-
sondere von Belohnungserlebnissen ab, die
im Aufnahmeland erfahren wurden. Syste-
matische Benachteiligungen und Diskrimi-
nierung verhindern sie.

1.5 SOZIALE INTEGRATIONSFORMEN

Alle vier Dimensionen der sozialen Integ-
ration hängen voneinander ab. Die Platzie-
rung setzt eine gewisse Kulturation voraus,
erst bei einer bestimmten Kulturation kann
eine Platzierung stattfinden, und erst da-
rüber werden Interaktion und Identifikati-
on in einem bestimmten sozialen System
möglich. Grundsätzlich sind beim Verlauf
und Ergebnis sozialer Integrationsprozesse
vier Formen zu unterscheiden:

(1) Im Fall der Mehrfachintegration sind
Personen in die Herkunfts- oder binnen-
ethnische Gesellschaft ebenso wie in die
Aufnahmegesellschaft integriert. Die
Mehrfachintegration ist allerdings für die
meisten Zuwanderer kaum realisierbar. Sie

verlangt die Integration in mehrere kultu-
relle und sozial unterschiedliche Bereiche
gleichzeitig. Dies setzt ein Ausmaß an Lern-
gelegenheiten und Aktivitäten voraus, das
den meisten Menschen verschlossen ist.

(2) Die ethnische Segmentation betrifft die
Integration in binnenethnische Milieus bei
gleichzeitigem Ausschluss von der Aufnah-
megesellschaft. Die ethnischen Gemeinden
haben einerseits eine wichtige Funktion für
Erstzuwanderer. Andererseits können sie
für spätere Generationen eine dauerhafte
Alternative zum oft mühseligen Weg der
Mobilität in die Aufnahmegesellschaft und
damit den Ausgangspunkt für eine dauer-
hafte Segmentation ethnischer Gruppen
darstellen.

(3) Unter Assimilation ist die Integration
von Zuwanderern in die Aufnahmegesell-
schaft unter Aufgabe der Bezüge zur bin-
nenethnischen – und/oder Herkunfts-
gesellschaft zu verstehen. Assimilation soll
hierbei nicht – wie im allgemeinen Sprach-
gebrauch üblich – als einseitige Anpassung
an die Aufnahmegesellschaft verstanden
werden. Sie bedeutet vielmehr die Auflö-
sung von systematischen Unterschieden in
der Verteilung von Merkmalen zwischen
verschiedenen Bevölkerungsgruppen und
keineswegs die ökonomische oder kultu-
relle Gleichheit der Individuen. Auch bei
Assimilation kann es soziale Ungleichhei-
ten geben, aber diese Ungleichheiten dür-
fen sich zwischen den ethnischen Gruppen
nicht unterscheiden; Einheimische und
Migranten partizipieren im Gruppenver-
gleich in gleicher Weise an den Rechten
und Ressourcen einer Gesellschaft.

(4) Als Totalexklusion wird das Fehlen je-
der Sozialintegration bezeichnet. Der Zu-
wanderer fühlt sich weder der Herkunfts-
noch der Aufnahmegesellschaft zugehörig.

Viele Befunde der Integrationsforschung
legen nahe, dass es nicht die kulturellen
Unterschiede sind, die zur Verschieden-
heit von Eingliederungsprozessen von Zu-
wanderern geführt haben, sondern die 
Gelegenheitsstrukturen, welche Angehöri-
ge der jeweiligen Nationalität bei den zu-
meist wellenförmig verlaufenden Zuwan-
derungsprozessen vorgefunden haben
(Nauck/Steinbach 2001). Der Grad an In-
tegration ist im Wesentlichen auf Vertei-
lungsunterschiede an individuellen Res-
sourcen (insbesondere Bildung) und auf

historisch unterschiedliche Eingliede-
rungsmöglichkeiten zurückführbar.

2
Integration am
Arbeitsmarkt

In einer arbeitszentrierten Gesellschaft ist
die Stellung von Migranten auf dem Ar-
beitsmarkt entscheidend für den Integrati-
onserfolg. Hierzu können die bisherigen
Befunde skizziert werden. Sie basieren im
Wesentlichen auf Durchschnittsbetrach-
tungen über alle Zuwanderer zu einem
Zeitpunkt.

2.1 ERWERBSBETEILIGUNG

Die bis Mitte der 60er Jahre erfolgreiche –
auf Engpässe im Bereich der gering Quali-
fizierten in der Industrie und Bauwirt-
schaft ausgerichtete – Anwerbepolitik von
zunächst hauptsächlich männlichen Ar-
beitsmigranten bescherte eine überdurch-
schnittlich hohe Erwerbsbeteiligung bei
der ausländischen Bevölkerung. Nach dem
Anwerbestopp von 1973 änderte sich die
Zusammensetzung der ausländischen
Wohnbevölkerung; die Erwerbsquote fiel
von 90 % 1970 auf 65 % Ende der 90er Jah-
re. Der Anteil der Erwerbspersonen an der
gesamten ausländischen Bevölkerung sank
– auch als Folge einer sich der einheimi-
schen Bevölkerung annähernden Alters-
struktur – von 60 % Anfang der 60er Jahre
auf zuletzt 45 %; bei der deutschen Bevöl-
kerung liegt der Wert bei 47 % (Loeffel-
holz/Hernold 2001).

Die Erwerbstätigkeit der Ausländer
nahm von einem Höchststand von 2,3 Mio.
im Jahre 1972 auf einen Tiefststand Mitte
der 80er Jahre von 1,6 Mio. bei den sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten ab.
Zunehmende Erwerbsbedeutung bekamen
seit den 80er Jahren berufliche Selbstän-
digkeit und geringfügige Beschäftigung.
Erwerbstätig waren 1999 insgesamt 2,8
Mio. Ausländer, darunter 2 Mio. sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigte, 250 Tsd.
Selbständige und 500 Tsd. geringfügig Be-
schäftigte (Loeffelholz/Hernold 2001).

Insgesamt hat sich die Position von
Ausländern am deutschen Arbeitsmarkt in
den letzten Dekaden verschlechtert. Ein In-
dikator für den Eingliederungsgrad am Ar-
beitsmarkt ist der Erwerbstätigenanteil an
der ausländischen Bevölkerung im Alter
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von 15 bis 64 Jahren. Er liegt derzeit mit 
53 % bei Ausländern deutlich unter der-
jenigen der Deutschen mit 67 % (Höne-
kopp 2000).

2.2 ARBEITSLOSIGKEIT

Ausländer sind überproportional häufig
von Arbeitslosigkeit betroffen. Ihre Ar-
beitslosenquote übersteigt die der Ein-
heimischen seit 20 Jahren kontinuierlich
(Abbildung 1). 2001 war sie mit 16,5 % fast
doppelt so hoch wie bei allen im ehemali-
gen Bundesgebiet lebenden Erwerbsperso-
nen (8,3 %). Qualifikationsdefizite verur-
sachen Arbeitslosigkeit. Unter den arbeits-
losen Ausländern findet sich ein hoher An-
teil von gering Qualifizierten: Drei Viertel
sind ohne abgeschlossene Berufsausbil-
dung (gegenüber einem Drittel bei den
Deutschen). Dieser hohe Anteil nicht for-
mal Qualifizierter der arbeitslos gemelde-

ten Ausländer hat sich in den letzten zwei
Dekaden kaum verändert.

Je nach Herkunftsland ist die Betrof-
fenheit von Arbeitslosigkeit unterschied-
lich groß. Mit steigender Arbeitslosigkeit
der ausländischen Bevölkerung haben sich
die nationalitätenspezifischen Unterschie-
de verstärkt (Tabelle 1).

Insbesondere türkische Erwerbsperso-
nen weisen eine überdurchschnittlich hohe
Arbeitslosenquote auf. Ein Versuch, die
divergierenden Arbeitslosenquoten auf die
unterschiedliche Verteilung soziodemo-
grafischer Merkmale (Alter, Geschlecht,
Qualifikation, Region, Beruf) unter den
Zuwanderern zurückzuführen, hat nicht
den erwarteten Erklärungsbeitrag geliefert
(Bender/Karr 1993). Offenbar herrscht bei
der unterschiedlichen Arbeitsmarktpositi-
on von Ausländern ein Einfluss nicht be-
obachtbarer Merkmale oder ein eigenstän-
diger nationalitätenspezifischer Effekt.

2.3 Schulische und berufliche Bildung

Arbeitsmigranten, die bis zum Anwerbe-
stopp 1973 nach Westdeutschland kamen,
gelangten meist nur in untere Positionen
der beruflichen und sozialen Hierarchie.
Auch in der Folgezeit weist die Integration
der im Inland geborenen Generation und
der nachziehenden Familienangehörigen –
gemessen an den Standards der deutschen
Bevölkerung – Defizite auf. Zudem hat das
Einreisealter einen erheblichen Einfluss auf
die schulische und berufliche Bildung.4

Wesentlicher Hintergrund für die Ar-
beitsmarktprobleme ist die ungünstige
Qualifikationsstruktur der ausländischen
Arbeitskräfte, die sich anhand der Statistik
der sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigten verdeutlichen lässt. Der Anteil von
ausländischen Beschäftigten ohne abge-
schlossene Berufsausbildung ist zwischen
1980 und 1998 von 69 % auf 63 % nur
leicht zurückgegangen (Hönekopp 2000)
und ist 1999 mit gut 60 % (Türken: gut 
70 %) immer noch mehr als doppelt so
hoch wie bei den deutschen Beschäftigten
(26 %). Entsprechend ist auch der Anteil
von ausländischen Beschäftigten mit be-
trieblichem Ausbildungsabschluss in den
letzten zwei Dekaden lediglich um 5 Pro-
zentpunkte auf 33 % (Türken: 26 %) ange-
stiegen und beträgt die Hälfte des Wertes
bei den Deutschen.

Die Bildungsbeteiligung von Auslän-
dern hat sich zwar deutlich verbessert, liegt
aber noch weit hinter der Einheimischer.
So durchliefen von den ausländischen
Männern im Alter von 15 bis 20 Jahren im
Jahr 1998 lediglich 64 % allgemeinbilden-
de oder berufliche Ausbildungen; unter
den Deutschen waren 93 % der Jugend-
lichen dieser Altersgruppe beteiligt. In
höheren Altersgruppen nimmt diese Diffe-
renz noch zu. Auch der Anteil der jugend-
lichen Ausländer, die eine Ausbildung im
dualen System aufnehmen, bleibt deutlich
hinter der deutscher Jugendlicher zurück.
So haben beispielsweise 1998 nur 39 % der
ausländischen und 64 % der deutschen Ju-
gendlichen eine Lehre begonnen. Zudem

4 Zur Bedeutung des Einreisealters auf die Bildungs-
karriere von Ausländern vgl. Dinkel u.a. 1999 und
Esser 2001. Nach Angaben der Migrationsstatistik
sind zwischen 1974 und 1999 650 000 Türken
unter 18 Jahren zurückgekehrt. Inwieweit es sich
hierbei um Pendelmigration handelt, ist nicht be-
stimmbar.
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Tabelle 1: Arbeitslosenquoten nach Herkunftsländern 
(jeweils Ende Juni), in %

1980 1985 1990 1995 1998 2001
Griechenland 3,8 1,5 10,0 15,7 18,2 15,1
Italien 4,8 14,3 11,0 15,9 18,0 14,6
Portugal 2,0 7,4 5,8 11,9 13,0 11,6
Spanien 3,0 8,8 7,2 10,7 12,6 11,6
Jugoslawien 2,6 10,0 6,3 9,2 11,6 13,0
Türkei 5,9 14,6 10,3 18,9 23,2 21,2

Quelle: Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit (ANBA)
Hans Böckler
Stiftung
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4
Integrationspolitische
Vorschläge der
Zuwanderungskommission

Die Kommission hält beiderseitige An-
strengungen sowohl von der Aufnahmege-
sellschaft als auch von den Zuwanderern
für erforderlich (Unabhängige Kommis-
sion „Zuwanderung“ 2001). Hierzu gehört
ein gleichberechtigter Zugang aller Mig-
ranten zum Arbeitsmarkt und Bildungs-
system. Das Erlernen der Sprache ist eine
Verpflichtung des Zuwanderers. Adressa-
ten der Förderung sind alle, deren Aufent-
halt nicht nur vorübergehender Natur ist.
Die bisherige Differenzierung nach Auf-
enthaltsstatus und spezifischen Angeboten
für Aussiedler sollte von einem einheit-
lichen Förderungskonzept abgelöst wer-
den. Das Angebot einer individuellen Ein-
gangsberatung richtet sich an Neuzuwan-
derer und bereits im Land lebende Aus-
länder. Es sollte ein Integrationsvertrag
abgeschlossen werden, der die staatliche
Verpflichtung zum Kursangebot und eine
Teilnahmeverpflichtung und Kostenbetei-
ligung des Migranten enthält. Die Förde-
rung von Wohlfahrtsverbänden,6 anderen
freien Trägern, Kommunen und staatlichen
Behörden sollte besser vernetzt werden.

Um der teilweise feststellbaren Verfesti-
gung von Bildungsdefiziten bei den Zu-
wanderernachkommen entgegenzuwirken,
ist neben Aufklärung der Eltern über die
Bedeutung von schulischer und beruflicher
Bildung auf bessere schulische Betreuung
hinzuwirken. Die Befunde der PISA-Stu-
die (OECD 2001) heben insbesondere die
Notwendigkeit einer frühzeitigen Sprach-
förderung bereits im Vorschulalter hervor.
Die geringe Beteiligung jugendlicher Aus-
länder am dualen Ausbildungssystem ist
zum einen auf mangelnde schulische Vor-
aussetzungen und zum anderen auf ein zu
geringes Angebot an Ausbildungsstellen in
Wirtschaft und Verwaltung zurückzu-

vom primären Arbeitsmarktsegment aus-
geschlossen werden.

Neben der Qualifikationsstruktur kann
die Struktur der Arbeitsmärkte die beruf-
lichen Karrierewege von Immigranten be-
einflussen, wenn Arbeitsmärkte hoch regu-
liert sind und landesspezifische Zertifikate
für das Ausüben von qualifizierten Berufen
notwendig sind. Empirisch lassen sich Ar-
beitsmarktsegmente über eine Kombinati-
on von Qualifikationsunterschieden und
Betriebsgröße oder über eine Abgrenzung
von Stamm- und Randbelegschaft inner-
halb eines Betriebes abbilden. Nach den
vorliegenden Studien ist (Seifert 2001) ei-
ne Segmentierung des (west)deutschen
Arbeitsmarktes nicht nachzuweisen.

Vertiefende Untersuchungen zur Ar-
beitsmarktsituation von Ausländern (Esser
2001, S. 41 ff.) zeigen bei Angehörigen der
sog. zweiten und dritten Generation der
Zuwanderer insbesondere im Bildungsbe-
reich deutliche und teilweise sogar zuneh-
mende Unterschiede zur einheimischen
Bevölkerung. Diese Qualifikationsunter-
schiede determinieren in der Folge die
Chancen am Arbeitsmarkt. Bei einer statis-
tischen Analyse von Nationalitäten- und
Generationeneffekten unter Kontrolle der
Bildungsbeteiligung verschwinden aller-
dings Benachteiligungswirkungen für An-
gehörige der Zuwanderernachkommen
fast ganz. Esser (2001, S. 47) folgert daraus:
„Wer in der zweiten Generation einen bes-
seren Schulabschluss macht, wird auf eine
den Deutschen vollkommen vergleichbare
Position platziert.“ Nach dem derzeitigen
Forschungsstand würde dies bedeuten,
dass auf dem deutschen Arbeitsmarkt im
Bereich der abhängigen Beschäftigung eine
ethnische Diskriminierung nicht nach-
weisbar ist.5 Dieser Befund widerspricht
allerdings dem Umstand, dass die spezifi-
schen Arbeitslosenquoten der beruflich
qualifizierten Ausländer im Querschnitt
(mit Abitur bzw. Fachhochschulreife) 1996
fast dreimal so hoch wie bei Deutschen
lagen (Reinberg/Walwei 2000). Die Frage
nach diskriminierendem Verhalten der Ar-
beitsmarktakteure bedarf somit weiterer
Überprüfung.

konzentrieren sich ausländische Auszubil-
dende häufig auf ein kleines Spektrum von
Lehrberufen und orientieren sich dabei zu
wenig am künftig zu erwartenden Arbeits-
platzangebot. Im Handwerk sind ausländi-
sche Jugendliche mit einem Anteil von 9 %
etwas überrepräsentiert. Hingegen liegt ihr
Ausbildungsanteil im öffentlichen Dienst
mit rund 3 % weit unter dem Durchschnitt.

Die im Rahmen des OECD „Program-
me for International Student Assessment“
standardisierte Leistungsmessung von
Lesekompetenz, mathematischer und na-
turwissenschaftlicher Grundbildung von
15-jährigen Schülern hat für Deutschland
sehr schlechte Ergebnisse erbracht (OECD
2001). Bildungsbeteiligung und Lesekom-
petenz von Jugendlichen aus Familien mit
Migrationshintergrund, in denen beide
Eltern in Deutschland geboren wurden,
und aus national gemischten Familien un-
terscheiden sich kaum. Dagegen weisen
Jugendliche, deren beide Eltern zugewan-
dert sind, sehr schwache Lesefähigkeiten
auf. Dieser Befund und der festgestellte
Einfluss der Lesekompetenz auf die gesam-
te Grundbildung betonen die Notwendig-
keit gezielter Sprachförderung in diesen
Migrantenfamilien.

3
Ausländerdiskriminierung
am deutschen
Arbeitsmarkt?

Für die Integrationspolitik ist eine wichti-
ge Frage, ob die hohe Ausländerarbeits-
losigkeit auch auf Diskriminierung am Ar-
beitsmarkt zurückzuführen ist. Ein Ansatz-
punkt ist die Vorstellung einer Arbeits-
marktsegmentierung. Diese beruht auf der
Annahme, dass der Arbeitsmarkt gespalten
ist. Der primäre Arbeitsmarkt ist durch ho-
he Löhne, günstige Berufsaussichten und
hohe Beschäftigungsstabilität gekennzeich-
net, während der sekundäre dagegen nied-
rige Löhne, belastende Arbeitsbedingun-
gen und eine geringe Beschäftigungsstabi-
lität aufweist. Zwischen beiden Segmenten
findet kaum ein Austausch statt. Die Kon-
zentration bestimmter Zuwanderer allein
auf einen Teilarbeitsmarkt kann jedoch
nicht als Beleg von Diskriminierung ge-
deutet werden, wenn diese auf den niedri-
gen Bildungs- und Qualifikationsgrad die-
ser Gruppen zurückzuführen ist. Entschei-
dend ist, ob höher qualifizierte Zuwanderer

5 Bei der beruflichen Selbständigkeit von Auslän-
dern lassen die erzielten Einkommen keine Dis-
kriminierung vermuten (Seifert 2001). Inwieweit
dies für die mithelfenden Familienangehörigen gilt
und wie berufliche Mobilität im Erwerbsverlauf
beeinflusst wird, ist bisher ungeklärt.

6 Siehe zu den bisherigen Aktivitäten der Wohl-
fahrtsverbände Heckmann 2001.
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führen. Ob Diskriminierung im Ausbil-
dungssystem vorliegt, kann angesichts feh-
lender Untersuchungen nur vermutet wer-
den. Durch betriebliche Absprachen und
begleitende Verbundmaßnahmen kann die
Ausbildungsbereitschaft gegenüber jungen
Ausländern erhöht werden. Die Zusam-
menarbeit mit außerbetrieblichen Trägern,
die einschlägige Erfahrung mit der Qualifi-
zierung von Migranten haben, trägt dazu
bei, ausländische Jugendliche verstärkt in
die betriebliche Ausbildung zu bringen.

Nach den Vorstellungen der Zuwande-
rungskommission sollten Migranten durch
spezielle, auf ihren Bedarf hin zugeschnit-
tene Arbeitsförderungsmaßnahmen ge-
schult werden. Besonders sollte die Ziel-
gruppe der Frauen berücksichtigt werden.
Ansatzpunkt ist der Qualifikations- und
Sprachmangel, nicht die ethnische Her-
kunft. Falls erforderlich, müssen dieser
Förderung Fachsprachkurse vorgeschaltet
oder begleitend abgehalten werden. Viele
Zuwanderer können ihre im Herkunfts-
land erlernten beruflichen Fähigkeiten auf
dem deutschen Arbeitsmarkt nicht ein-
bringen. Häufig werden im Ausland erwor-
bene Qualifikationen in Deutschland nicht
anerkannt. Insbesondere im gewerblichen
Bereich besteht hier Handlungsbedarf. Die
Kommission empfiehlt daher zu prüfen,
inwieweit auf Dauer zugewanderten Er-
werbspersonen der Zugang zu bisher
schwer zugänglichen Gewerben erleichtert
werden kann (Prüfung des Systems der
Befähigungsnachweise).

Hinsichtlich der institutionellen Um-
setzung sollte auf zentraler Ebene (Bun-
desamt) eine Rahmensetzung der Integra-
tionsangebote erfolgen, die den Ländern
Spielräume bei der konkreten Umsetzung
lässt. Hier könnten im Wettbewerb geeig-
nete Maßnahmen ermittelt werden. Ein
Berichtswesen über die Maßnahmen und
eine Bewertung der Integrationsbefunde
sollte in die Zuwanderungs- und Integrati-
onsgestaltung einfließen.

5
Offene Fragen und
zukünftiger 
Forschungsbedarf

Eine Reihe von empirischen Fragen der
arbeitsmarktbezogenen Migrationsfor-
schung ist nicht geklärt bzw. steht bisher
auf wenig gesicherter Grundlage. Der bis-

her in Politik und Verwaltung negierte Um-
stand der faktischen Einwanderung mag
dabei eine Rolle spielen. In der Wissen-
schaft erklären sich die kaum vorhandenen
Daten mit dem höheren Aufwand bei
Befragungen bzw. speziellen Antwortver-
zerrungen.

Erhebungsgrundlage der Wanderungs-
statistik ist eine Fallstatistik, die Anmeldun-
gen und Abmeldungen bei einem Woh-
nungswechsel über die Außengrenzen
Deutschlands nach dem Meldegesetz erfasst.
Kurzfristige Aufenthalte wie die von Saison-
arbeitnehmern, Austauschstudenten, teil-
weise kurzfristigen Besuchern fließen eben-
so ein wie auf längere Zeiträume oder auf
Dauer angelegte Zuwanderungen. Ange-
sichts ihrer besonderen Integrationsschwie-
rigkeiten ist problematisch, dass Spätaus-
siedler nicht gesondert bzw. von den Ar-
beitsämtern befristet auf fünf Jahre nach
Einreise erfasst werden. Beim Familien-
nachzug werden Informationen aus der Vi-
sa-Statistik gewonnen. Zukünftig sollte der
Zweck der Zuwanderung erfasst werden.

Zur Analyse von Integrationsverläufen
in den Arbeitsmarkt ist eine Datenbasis er-
forderlich, die Längsschnittbetrachtungen
differenziert nach Zuwanderungskohorte
und Personenkreis z.B. auch für nachzie-
hende Familienangehörige erlaubt. Das So-
zioökonomische Panel hat bisher eine Rei-
he von Längsschnittanalysen ermöglicht.
Zukünftig sollte ein als sequenzielles Panel
angelegtes Dauerbeobachtungsinstrument
von Zuwanderergruppen mit größeren
Untersuchungspopulationen (Migrations-
panel) geschaffen werden, wie dies in
Australien und Neuseeland bereits der Fall
ist. Der Einfluss der Arbeitsmarktsituation
auf das Erwerbsverhalten für die Ausländer
insgesamt und differenziert für einzelne
Zuwandererkohorten ist bislang kaum ge-
klärt. Dabei ist auch zu vermuten, dass sich
Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und Er-
werbsverhalten im Haushaltskontext ge-
genüber Deutschen differenziert darstellen.
Der Beitrag des „ethnischen business“ für
die Arbeitsmarktintegration ist zu prüfen
und die Frage, ob sich dortige Aktivitäten
positiv auf die Beschäftigungschancen
außerhalb der ethnischen Ökonomie aus-
wirken.

Die EU-Erweiterung wird einen ver-
stärkten direkten Wettbewerb am deut-
schen Arbeitsmarkt und in Teilarbeits-
märkten Verdrängungsprozesse auslösen.
Hieraus wären Rückschlüsse für die Ent-
wicklung präventiver Hilfsangebote zu zie-

hen. Aus den Forschungsbefunden zu Ein-
satz und Wirksamkeit arbeitsmarktpoliti-
scher Maßnahmen ließen sich Erkenntnis-
se für Migranten gewinnen.Auch das in der
Arbeitsmarktdiskussion aktuelle sog. Pro-
filing von Personen, das über Notwendig-
keit und Einsatz spezifischer gezielter Maß-
nahmen, Praktika etc. Aufschluss geben
soll, könnte Effizienz und Zielgenauigkeit
von Integrationsmaßnahmen erhöhen.

Eine systematische Analyse der Integra-
tionspolitik in anderen Staaten ist geeignet,
Best- Practice-Erfahrungen auf ihre Über-
tragbarkeit hin zu überprüfen. Die Arbeits-
marktintegration von Zuwanderern gelingt
auch in anderen EU-Ländern nur sehr un-
zureichend, insbesondere in Belgien,
Frankreich, Schweden und Finnland (Wer-
ner/König 2001). Andererseits haben ein-
zelne Mitgliedstaaten wie die Niederlande
eine deutliche Verbesserung im Zeitablauf
erzielen können. In Dänemark erhalten Be-
triebe, die Zuwanderer einstellen, Lohn-
subventionen, um Vorurteile gegenüber
ethnischen Minderheiten zu beseitigen
(Eisbrecherprogramm). Im Rahmen der
europäischen Förderung durch Gemein-
schaftsinitiativen könnte ein transnationa-
ler Erfahrungsaustausch verstärkt werden.

Eine ordnungspolitisch interessante
Fragestellung ist, inwieweit unterschiedli-
che Arbeitsmarktverfassungen und sozial-
politische Strategien die Integration von
Migranten beeinflussen (van Suntum/
Schlotböller 2002). Diskutiert werden Wir-
kungen von Anreizen sowie eine Stärkung
des Rechte- und Pflichtenprinzips, das die
Integration von Migranten beschleunigen
soll. Eine Lockerung von Arbeitsmarktre-
gulierungen und die Aufhebung von Zu-
gangsbeschränkungen in einzelnen Beru-
fen dürfte Einfluss auf die Beschäfti-
gungschancen von Zuwanderern ausüben.
Zu prüfen sind auch konkrete Möglichkei-
ten der Anerkennung von Berufsabschlüs-
sen und Teilqualifikationen sowie die
Transferierbarkeit von im Ausland erwor-
benen Qualifikationen. Denkbar wäre ein
zentrales System für die Erfassung und den
Transfer von Qualifikationen (van Sun-
tum/Schlotböller 2002). Für das Höchst-
zahlverfahren einer Zuwanderung von
qualifizierten Arbeitskräften nach dem sog.
Punktesystem sind Indikatoren zu ent-
wickeln, die Aussagen über die langfristige
Anpassungsfähigkeit am Arbeitsmarkt zu-
lassen.

Für eine erfolgreiche Umsetzung der
neuen Migrationspolitik wird es wesentlich
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darauf ankommen, dass die analytischen
Grundlagen verbessert bzw. neu geschaffen
werden. Integraler Bestandteil eines trans-
parenten Zuwanderungsregimes sollte eine

umfassende Berichterstattung sein. Ar-
beitsmarkt- und integrationspolitische
Auswirkungen der Zuwanderung sowie
Projektionen der Entwicklung auf den Teil-

arbeitsmärkten sollten in die Fortentwick-
lung der Zuwanderungssteuerung ein-
fließen.


